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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts vom 29. Januar 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind nicht
zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der KlÃ¤ger ist im Jahre 1988 geboren und seit seinem sechsten Lebensjahr wegen
einer Cerebralparese mit KoordinationsstÃ¶rung in einem Internat fÃ¼r
KÃ¶rperbehinderte in R. bei K. , einer vollstationÃ¤ren Einrichtung der
Behindertenhilfe, untergebracht. Die Kosten werden im wesentlichen im Wege der
Eingliederungshilfe vom SozialhilfetrÃ¤ger getragen, der die Eltern des KlÃ¤gers zu
einem Kostenbeitrag heranzieht. An den Wochenenden und in den Schulferien wird
der KlÃ¤ger im elterlichen Haushalt in K. bei H. gepflegt. Ab dem 1. Januar 1991
bezog er Pflegegeld wegen SchwerpflegebedÃ¼rftigkeit nach dem Sozialgesetzbuch
FÃ¼nftes Buch (SGB V) in HÃ¶he von 400 DM monatlich. Nach EinfÃ¼hrung der
Sozialen Pflegeversicherung zum 1. April 1995 erhielt der KlÃ¤ger Pflegegeld
gemÃ¤Ã� Pflegestufe II des Sozialgesetzbuches Elftes Buch (SGB XI) in HÃ¶he von
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800 DM monatlich (Bescheid vom 28. Februar 1995). Aufgrund des durch das Erste
SGB XI-Ã�nderungsgesetz (1. SGB XI-Ã�ndG) zum 1. Juli 1996 eingefÃ¼gten Â§ 43a
SGB XI trÃ¤gt die beklagte Pflegekasse ab diesem Datum mit einem Pauschalbetrag
von 500 DM monatlich zu den Heimkosten bei.

Durch Bescheid vom 26. Juni 1996 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 6.
MÃ¤rz 1997 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, daÃ� der Bescheid vom 28.
Februar 1995 mit Wirkung vom 1. Juli 1996 gemÃ¤Ã� Â§ 48 Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch (SGB X) teilweise aufgehoben werde, weil nach der durch das 1. SGB
XI-Ã�ndG eingetretenen Ã�nderung des Â§ 34 Abs 2 SGB XI der Anspruch auf
Pflegegeld wÃ¤hrend der Pflege im Heim ruhe und das Pflegegeld lediglich
wÃ¤hrend der Tage der hÃ¤uslichen Pflege anteilig, dh in HÃ¶he von 1/30 von 800
DM tÃ¤glich, gewÃ¤hrt werden kÃ¶nne.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 10. Juni 1997), das
Landessozialgericht (LSG) die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom
29. Januar 1999). Es hat ausgefÃ¼hrt, die Teilaufhebung der Bewilligung sei wegen
Ã�nderung der rechtlichen bzw tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse, nÃ¤mlich der
GesetzesÃ¤nderung und der Zahlung des Pauschalbetrages ab 1. Juli 1996,
rechtmÃ¤Ã�ig. Das Ruhen des Leistungsanspruchs wÃ¤hrend des stationÃ¤ren
Aufenthaltes in dem Heim sei wegen der dort erbrachten pflegerischen Leistungen
auch nicht verfassungswidrig; im Vergleich zum KlÃ¤ger bestehe bei tÃ¤glicher
Heimkehr eines Kindes aus einer Behinderteneinrichtung ins Elternhaus ein
hÃ¶herer hÃ¤uslicher Pflegebedarf, der das volle Pflegegeld rechtfertige.

Mit der Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger die Verletzung materiellen Rechts. Â§ 34 Abs 2
Satz 1 2. Alternative SGB XI verstoÃ�e im Hinblick auf die Zahlung des
ungekÃ¼rzten Pflegegeldes an pflegebedÃ¼rftige Kinder, die tÃ¤glich, zum Teil erst
am SpÃ¤tnachmittag, aus einer Behinderteneinrichtung ins Elternhaus
zurÃ¼ckkehren, gegen den Gleichheitsgrundsatz, den Grundsatz der
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit sowie das Sozialstaatsprinzip und sei daher
verfassungswidrig. Das vollstÃ¤ndige Ruhen des Pflegegeldes an den Tagen der
Heimpflege sei auch unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig angesichts der dortigen geringen
pflegerischen Betreuung und mache zum Teil mehr aus als die Pauschalzahlung der
Beklagten an das Heim.

Der KlÃ¤ger beantragt,
die Urteile des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 29. Januar 1999
sowie des Sozialgerichts LÃ¼beck vom 10. Juni 1997 abzuÃ¤ndern und den
Bescheid vom 26. Juni 1996 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 6. MÃ¤rz
1997, diesen in der Fassung der zu Protokoll des Sozialgerichts LÃ¼beck am 10.
Juni 1997 erklÃ¤rten Ã�nderung, aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

II
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Die Revision ist unbegrÃ¼ndet. Das LSG hat die angegriffenen Bescheide der
Beklagten im Ergebnis zu Recht bestÃ¤tigt.

1. Mit diesen Bescheiden ist der Bescheid vom 28. Februar 1995 mit Wirkung zum 1.
Juli 1996 zu Recht unter Hinweis auf Â§ 48 Abs 1 Satz 1 SGB X teilweise aufgehoben
worden, weil eine wesentliche Ã�nderung der rechtlichen VerhÃ¤ltnisse
gegenÃ¼ber den VerhÃ¤ltnissen bei ErlaÃ� des Bescheides eingetreten war. Die
Beklagte und das LSG sind zwar davon ausgegangen, daÃ� die durch das 1. SGB XI-
Ã�ndG vorgenommene Ã�nderung des Â§ 34 Abs 2 Satz 1 2. Alternative SGB XI
Ã¼ber das Ruhen des Leistungsanspruchs wÃ¤hrend eines stationÃ¤ren
Aufenthaltes in einer Einrichtung iS des Â§ 71 Abs 4 SGB XI und die Zahlung des
genannten Pauschalbetrages derartige Ã�nderungen dargestellt hÃ¤tten. Diese
Neuregelung betrifft aber nur die Frage, ob und welche Leistungen der
Pflegeversicherung wÃ¤hrend der Zeit des Aufenthaltes in einer
Behinderteneinrichtung zu erbringen sind, nicht aber die hier maÃ�geblichen
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Pflegegeld wegen hÃ¤uslicher Pflege.
Dieser Anspruch bestand bei stationÃ¤rer Pflege in einer Behinderteneinrichtung
auch schon vor der GesetzesÃ¤nderung nur anteilig, abhÃ¤ngig von der Zahl der im
jeweiligen Monat angefallenen Pflegetage im Haushalt der Eltern, weil es im
Ã¼brigen an einer Pflege im Haushalt durch eine Pflegeperson (Â§ 36 Abs 1, Â§ 37
Abs 1 SGB XI aF) fehlte. Allerdings war diese Rechtslage unklar und ist erst durch
die Entscheidung des erkennenden Senats vom 29. April 1999 (B 3 P 11/98 R =
RdLH 1999, 121) endgÃ¼ltig geklÃ¤rt worden. In der Praxis und in der Literatur ist
teilweise angenommen worden, die Pflege in einer Behinderteneinrichtung lasse
den Pflegegeldanspruch unberÃ¼hrt, sofern dort die MÃ¶glichkeit bestehe, die
hauswirtschaftliche Versorgung eigenwirtschaftlich zu organisieren (so Bieback, SGb
1995, 569, 575 f; noch fÃ¼r das neue Recht: Spinnarke in LPK-SGB XI, Â§ 37 RdNr
5), wobei ein groÃ�zÃ¼giger MaÃ�stab empfohlen wurde (Leitherer in Schulin,
Handbuch des Sozialversicherungsrechts, Bd 4, Pflegeversicherung, 1997, Â§ 16
RdNr 16). Soweit daneben Pflege im elterlichen Haushalt erfolgte, ist teilweise
Pflegegeld in ungekÃ¼rzter HÃ¶he, teilweise â�� wie in dem der og Entscheidung
des Senats zugrundeliegenden Fall â�� unter Hinweis auf die GeringfÃ¼gigkeit des
hÃ¤uslichen Anteils Ã¼berhaupt nicht gezahlt worden. Einhellig wurde bis zum
Inkrafttreten des 1. SGB XI-Ã�ndG lediglich angenommen, daÃ� stationÃ¤re Pflege
in einem Pflegeheim iS von Â§ 71 Abs 2 SGB XI Leistungen bei hÃ¤uslicher Pflege
wie das Pflegegeld ausschlieÃ�e (vgl die Auslegungsempfehlungen der
SpitzenverbÃ¤nde vom 29. September 1994 zu Â§ 36 SGB XI Nr 2 Abs 3), wÃ¤hrend
die Einordnung insbesondere von Altenwohnheimen und Behinderteneinrichtungen
bis zuletzt diffus geblieben ist (vgl GesetzesbegrÃ¼ndung BT-Drucks 12/5262, S
133 zu Â§ 80; ferner Neumann in Schulin, aaO, Â§ 20 RdNr 18). Â§ 36 Abs 1 Satz 2
2. Halbsatz SGB XI idF des 1. SGB XI-Ã�ndG hat nunmehr insoweit eine Klarstellung
erbracht, als Leistungen der hÃ¤uslichen Pflege in einer Einrichtung iS des Â§ 71
Abs 4 SGB XI ausdrÃ¼cklich unzulÃ¤ssig sind. DafÃ¼r ist die pauschale Abgeltung
der Pflegeleistungen im Heim nach Â§ 43a SGB XI vorgesehen worden. Seit dieser
Regelung ist davon auszugehen, daÃ� daneben ein volles Pflegegeld nicht mehr in
Betracht kommen kann, wenn hÃ¤usliche Pflege nicht an allen Tagen des Monats,
anders als bei einer nur teilstationÃ¤ren Unterbringung, geleistet wird, und daÃ�
diese Rechtslage auch schon vor dem 1. Juli 1996 bestand.
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Obwohl es sich im Lichte gelÃ¤uterter Rechtserkenntnis â�� soweit es die Zahlung
des vollen Pflegegeldes trotz Heimunterbringung betrifft â�� nicht um eine
materielle RechtsÃ¤nderung, sondern nur um eine Klarstellung der bereits
bestehenden Rechtslage gehandelt hat (vgl Udsching, SGB XI, 2. Aufl 2000, Â§ 36
RdNr 4), liegt eine wesentliche Ã�nderung der rechtlichen VerhÃ¤ltnisse iS von Â§
48 Abs 1 SGB X vor, die die Beklagte zur Reduzierung des vollen Pflegegeldes
entsprechend dem Umfang der hÃ¤uslichen Pflege berechtigte. Denn jedenfalls die
EinfÃ¼hrung der pauschalen Abgeltung der Heimpflege nach Â§ 43a SGB XI hat
eine neue Rechtslage gebracht, die es ausschlieÃ�t, fÃ¼r diese Pflegeleistung
zusÃ¤tzlich Pflegegeld zu gewÃ¤hren, selbst wenn im Einzelfall die tatsÃ¤chliche
Voraussetzung einer eigenwirtschaftlichen HaushaltsfÃ¼hrung des Behinderten
erfÃ¼llt wÃ¤re.

Der Umstand, daÃ� dem KlÃ¤ger das volle Pflegegeld wegen der
Heimunterbringung von vornherein nicht zugestanden hat, der bewilligende
Verwaltungsakt insoweit also rechtswidrig war, schlieÃ�t eine Ã�nderung dieses
Verwaltungsaktes nach Â§ 48 SGB X nicht aus. Auch von Anfang an rechtswidrige
Verwaltungsakte kÃ¶nnen wegen Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnisse nach Â§ 48 SGB X zurÃ¼ckgenommen werden, wenn es sich nicht um
die Korrektur des ursprÃ¼nglichen Fehlers â�� die nur unter den Voraussetzungen
des Â§ 45 SGB X zulÃ¤ssig wÃ¤re -, sondern um die Anpassung an eine verÃ¤nderte
Rechtslage handelt, die ein schutzwÃ¼rdiges Vertrauen auf den Bestand eines
fehlerhaften begÃ¼nstigenden Bescheides fÃ¼r die Zukunft entfallen lÃ¤Ã�t (vgl 
BSGE 67, 204, 207, 210 f = SozR 3-3870 Â§ 4 Nr 1; SozR 3-1300 Â§ 48 Nr 47;
Steinwedel in Kasseler Komm, Bd 2, Stand Dezember 1998, Â§ 48 SGB X RdNrn 12,
25 ff mwN). Das ist hier der Fall. Ohne die GesetzesÃ¤nderung hÃ¤tte die Beklagte
die fehlerhafte volle Pflegegeldbewilligung nur unter den Voraussetzungen des Â§
45 SGB X zurÃ¼cknehmen kÃ¶nnen; es wÃ¤re zu prÃ¼fen gewesen, ob das
Vertrauen des KlÃ¤gers auf den Bestand des Verwaltungsaktes unter AbwÃ¤gung
mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme in seinem Einzelfall nicht
schutzwÃ¼rdig wÃ¤re. Seit der Neuregelung gilt aber generell, daÃ�
Pflegegeldleistungen fÃ¼r Zeiten des vollstationÃ¤ren Aufenthalts in einer
Behinderteneinrichtung nicht mehr in Betracht kommen, weil dafÃ¼r eine andere
Leistung vorgesehen ist. Auch bei einer rechtmÃ¤Ã�igen vollen
Pflegegeldbewilligung wÃ¤ren damit die Voraussetzungen fÃ¼r den weiteren
Leistungsbezug entfallen; ein diesbezÃ¼gliches Vertrauen wÃ¤re fÃ¼r die Zukunft
nach Â§ 48 SGB X nicht schutzwÃ¼rdig.

2. Wie die Beklagte zutreffend entschieden hat, hat der KlÃ¤ger nunmehr nach Â§
37 Abs 1 SGB XI insoweit einen Anspruch auf Pflegegeld, als er an den
Wochenenden und in den Ferien die erforderliche Grundpflege und
hauswirtschaftliche Versorgung in geeigneter Weise und dem Umfang des
Pflegegeldes entsprechend durch seine Eltern in deren Haushalt â�� was nach alter
wie neuer Fassung von Â§ 36 Abs 1 Satz 1 SGB XI ausreicht â�� selbst sicherstellt.
Der Senat hat bereits entschieden (Urteil vom 29. April 1999, B 3 P 11/98 R = RdLH
1999, 121 f), daÃ� es an den Tagen der An- und Abfahrt darauf ankommt, ob die
Pflege zeitlich Ã¼berwiegend, dh mehr als halbtags, im Heim oder zu Hause
stattgefunden hat, und zwar unter BerÃ¼cksichtigung der 12-Uhr-Grenze (vgl aber
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Krauskopf, KrV/SozPflegeV, Stand Dezember 1996, Â§ 37 RdNr 6, der jedenfalls bei
Krankenhausaufenthalten am Aufnahme- und Entlassungstag ohne weiteres
Pflegegeld zahlen will).

3. Bei dieser Gesetzesauslegung â�� die den gesetzgeberischen Motiven zum 1.
SGB XI-Ã�ndG (BT-Drucks 13/4091, S 42 zu Nr 19) wie der Literatur (Rehberg in
Hauck/Wilde, SGB XI K, Stand Februar 2000, Â§ 43a RdNr 7; Leitherer in Kasseler
Komm, Bd 2, SGB XI, Stand Juni 1998, Â§ 43a, RdNr 3; PÃ¶ld-KrÃ¤mer in LPK-SGB XI,
1998, Â§ 43a RdNr 22; Udsching, aaO, Â§ 43a RdNr 5) folgt â�� sind die Vorschriften
der Â§Â§ 34 Abs 2 Satz 1 2. Alternative und 37 Abs 2 SGB XI nicht
verfassungswidrig. Die Revision vergleicht die Situation des KlÃ¤gers, der mangels
geeigneter nahegelegener Einrichtungen nur an den Wochenenden sowie in den
Ferien nach Hause kommen kann, mit solchen behinderten Kindern, die
elternhausnah tagsÃ¼ber eine geeignete Einrichtung besuchen, abends nach Hause
zurÃ¼ckkehren und deshalb das Pflegegeld fÃ¼r die vollen 30 Tage eines
Kalendermonats erhalten. Dabei zieht die Revision jedoch einen in wesentlichen
Elementen ungleichen Sachverhalt iS der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG) zu Art 3 Grundgesetz (GG) heran. Denn jene
Kinder mÃ¶gen durch die tÃ¤gliche Heimkehr ins Elternhaus gewisse
Erleichterungen haben. Den Eltern jener Kinder oder den von deren Eltern
beauftragten Pflegepersonen fÃ¤llt indessen sowohl morgens vor dem Besuch der
Einrichtung wie danach, also nachmittags bis abends und hÃ¤ufig auch nachts, in
aller Regel ein erheblicher Anteil der erforderlichen Pflege zu, der mit dem
Pflegegeld abgegolten werden soll; normalerweise kann sogar davon ausgegangen
werden, daÃ� der Hauptteil des Pflegebedarfs bei Kindern im Zusammenhang mit
dem Aufstehen und Zubettgehen sowie der Morgen- und Abendmahlzeit auftritt,
also bei Verrichtungen, die bei jenen Kindern weitgehend im Elternhaus
durchgefÃ¼hrt werden mÃ¼ssen. Hingegen kommt auf die Eltern des KlÃ¤gers an
den Tagen seiner ausschlieÃ�lichen Heimunterbringung keinerlei Pflegeaufwand zu.
Diese wesentliche Abweichung durfte der Gesetzgeber bei seiner differenzierenden
Regelung der beiden Fallgestaltungen berÃ¼cksichtigen, ohne gegen den
Gleichheitssatz oder den Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit zu verstoÃ�en. Der
Gesetzgeber war auch nicht aufgrund des Sozialstaatsprinzips gehalten, die Gruppe
des KlÃ¤gers in die volle PflegegeldgewÃ¤hrung mit einzubeziehen. Denn dieser
Grundsatz belÃ¤Ã�t dem Gesetzgeber â�� soweit der Gleichheitssatz gewahrt ist
â�� einen weiten Gestaltungsspielraum bei der Ausformung gewÃ¤hrender
Regelungen (vgl Sachs, GG, 1996, Art 20, RdNrn 29 f mwN aus der Rspr des
BVerfG), fÃ¼r dessen Ã�berschreitung hier angesichts der GewÃ¤hrung von
Pflegegeld fÃ¼r die Tage der hÃ¤uslichen Pflege und der zusÃ¤tzlichen Leistung
nach Â§ 43a SGB XI kein Anhaltspunkt besteht. Der Umstand, daÃ� dadurch in
erster Linie der SozialhilfetrÃ¤ger entlastet wird, Ã¤ndert nichts daran, daÃ� die
Leistung dem KlÃ¤ger zugute kommt, weil er insoweit von Sozialhilfe unabhÃ¤ngig
wird.

4. Im Ã¼brigen ist bei der Errechnung des anteiligen Pflegegeldes fÃ¼r die Tage
der hÃ¤uslichen Pflege die Pauschalzahlung der Beklagten an das Heim nach Â§ 43a
SGB XI nicht leistungsmindernd berÃ¼cksichtigt worden. Die Beklagte hatte in ihren
Bescheiden zwar die Anwendung von Â§ 38 SGB XI mit der KÃ¼rzung des vollen
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Pflegegeldes selbst bei hÃ¤uslicher Pflege Ã¼ber einen gesamten Monat zum
Ausdruck gebracht ("KombinationslÃ¶sung" â�� so auch noch der Entwurf eines
Gemeinsamen Rundschreibens der SpitzenverbÃ¤nde der Pflegekassen vom 10. Juni
1996 zu den leistungsrechtlichen Voraussetzungen des SGB XI, zitiert bei Lachwitz
in Schulin, aaO, Anhang Â§ 9 Fn 30 und 89). Auch die ErklÃ¤rungen der Beklagten in
den mÃ¼ndlichen Verhandlungen erster und zweiter Instanz zu dieser Frage sind
unvollstÃ¤ndig und widersprÃ¼chlich. Gleichwohl kann ihnen jedenfalls das
(Teil-)Anerkenntnis entnommen werden, daÃ� auch fÃ¼r die Zukunft bei der
Errechnung der HÃ¶he des Pflegegeldes fÃ¼r die Tage der hÃ¤uslichen Pflege eine
BerÃ¼cksichtigung der Pauschalzahlung der Beklagten an das Heim nicht
leistungsmindernd in Betracht kommt.

Daher kann auch offenbleiben, ob die Beklagte bei zeitweiliger hÃ¤uslicher Pflege
dem Heim ebenfalls den vollen Pauschbetrag von 500 DM oder pro tatsÃ¤chlichem
Pflegetag 1/30 des monatlichen Pauschbetrages (zB bei 500 DM monatlich 16,66
DM tÃ¤glich) und fÃ¼r die Ã¼brigen Tage 1/30 eines verminderten Betrags (sog
"Platzgeld") oder aber gar nichts zu zahlen hat (vgl dazu Meydam in Wannagat,
SGB, Soziale Pflegeversicherung, Stand Mai 1998, Â§ 43a RdNr 3; Krauskopf, aaO,
Â§ 43a RdNr 7).

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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